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Enquete-Kommission

Große Linien
fehlen noch

ie Erwartungen waren hoch ge-

steckt: Der „Bundestag strebt ins 21.

Jahrhundert“, das Parlament werde nun

zur „Bühne für die Netzgesellschaft“ – so

lauteten Schlagzeilen anlässlich der Kon-

stituierung der Internet-Enquete-

Kommission des Deutschen Bundestags

im Frühjahr 2010. Was ist daraus gewor-

den? Nach fast eineinhalb Jahren intensi-

ver Kommissionsarbeit fällt die Zwischen-

bilanz zwiespältig aus: Einerseits ist es

tatsächlich gelungen, den lange Zeit kaum

beachteten Themen und Konflikten der

Netzpolitik deutlich mehr öffentliche Auf-

merksamkeit zu verschaffen. Andererseits

drohen der Enquete-Kommission die gro-

ßen Linien ihrer Arbeit in parlamentari-

schem Klein-Klein und parteipolitischem

Gezänk abhanden zu geraten.
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Unisys streikt weiter für einen Tarifvertrag
„Wir haben unser Potenzial bei Unisys noch nicht ausgeschöpft“, so Thomas Müller, Unterneh-
mensbetreuer von Unisys, nach dem zweiten Warnstreik Anfang September. 70 Prozent der Be-
legschaft hatten sich dafür ausgesprochen, dass die Arbeitsbedingungen durch einen Tarifvertrag
geregelt werden. Als Antwort auf den ersten Warnstreik in München gab es Abmahnungen des
Arbeitgebers mit der unhaltbaren Begründung, die Streikzeit sei mit vier Stunden zu lang. Dies
setzt die Beschäftigten unter Druck, doch der zweite Warnstreik folgte. Er war ein deutliches Zei-
chen, dass die Tarifflucht des Arbeitgebers gegen die Interessen der Belegschaft ist. Mit einer Mu-
sikkapelle zogen die streikenden Unisys-Kollegen durch Sulzbach im Taunus. Parallel streikten die
Techniker im Westen und Norden.

ver.di-Kongress 2011
iskutieren, wählen, Beschlüsse fassen: Alle vier Jahre führt ver.di einen Kongress durch, um

die politischen Inhalte für die kommenden Jahre zu bestimmen. Dazu trafen sich vom 17.

bis 24. September über eintausend TeilnehmerInnen in Leipzig. Aus Sicht des Fachbereichs

TK/IT/DV verlief der ver.di-Kongress sehr positiv. Über 60 Delegierte aus dem Fachbereich wa-

ren anwesend (siehe Foto). Ein Antrag des Fachbereichs zur Frage über die Ausrichtung bei der

Diskussion um die Netzneutralität ging im Kongress glatt durch.

Sehr erfreulich waren auch die Wahlergebnisse: Fachbereichsleiter Lothar Schröder wurde als Mit-

glied des Bundesvorstandes mit einem sehr gutem Wahlergebnis von 92,3 Prozent bestätigt. Als

Vorsitzende des Gewerkschaftsrates, dem höchsten Gremium in der Gesamtorganisation,

wurde Monika Brandl bestätigt. Außerdem sind für den Fachbereich 9 im Gewerkschaftsrat: Kor-

nelia Dubbel, Birgit Nebl-Doser, Karin Topel, Daniela Catalano und Constantin Greve.
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Bayreuth: BeG Sen. FB 9/10: Herbstvers. am 27. Okt., 14 Uhr,
Gaststätte Moosing, Oberobsang. Thema: Trickbetrug.
Berlin: Mitgliedergruppe ver.di Senioren Charlottenburg/Span-
dau: Öffentl. Sitzung am 24. Okt., 18 Uhr, Zur Sorgenpause,
Krowelstr. 7, am 23. Nov. im Seniorenclub Lindenufer, Mau-
erstr. 10 A.
Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1. Die. im Mon., 16 Uhr,
DGB-Haus, Bhf-Platz.
Erfurt: Jahreshauptversammlung OV Mittelthüringen FB 9, 30.
Sept., 16 Uhr, Schillerstraße.
Heidelberg: BeG Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im Monat, 15 Uhr,
Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Str. 92.
Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10: Mitgliedertreff mit Infos
und Plaudern jed. 1. Mittw. im Mo. um 15:30 Uhr im Ver-
einsheim des Eisenbahner-Sportclubs West, Vogelwoogstr. 59.
Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lübeck. Treff jed.
1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31, Raum
V153.
Münster: BeG P, Pb, T: am 7. Nov. Infonachmittag „Eine Reise
durch Israel“, 15 Uhr, Casino der Telekom, Dahlweg 100; 21.
bis 23. Nov. Seminar in Bad Laer.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-Geschäftsst.,
Hammer Landstr. 5, 3. Etage; immer 1. Mo. im Mon., 10 bis
12 Uhr.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf, FB
1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon., 14.30 Uhr, Gaststätte „Ge-
nossenschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-Platz 2, am 3.
Nov. Bericht vom ver.di-Kongress Leipzig und Anmelden für die
Weihnachtsfeier am 15. Dez.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digitalfotos am 2.
Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Ambiente“-Vereinslokal des Post-
SportVereins, Oldenburg, Alexanderstr. 488; Basteln, Malen,
Klönen, Skat am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr in den Dragoner
Stuben, Bundeswehrgelände, Oldenburg, Ulmenstr.; Jakkolo
alle 3 Wochen, Kegeln alle 4 Wochen, Auskunft Punke 0441-
505137; Fahrten Auskunft Lojowsky 0441-301069.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden Mittw., 11-12 Uhr,
ver.di-Geschäftsst., Offenburg, Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91
71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T: 3. Nov. Monatstreff um 14.30 Uhr,
„Krone“.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10: Monatsvers. immer
am 1. Mittw. im Monat, 14 Uhr, Gaststätte Bräustüberl. Am 2.
Nov. Gemütl. Beisammensein.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T: Vorstandssitzung am 20. Okt.
und Adventskaffee am 24. Nov., 14 Uhr, Gaststätte Rost Nid-
dawitzhausen.
Wolfenbüttel: Sen. OV FB 9/10: Sprechst. Jed. Mittw. für
ver.di-Mitgl. 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-Büro, 1. Etage, Rosenwall
1, ver.di-Lohnsteuer-Service: 05331/882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 17. Oktober 2011
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ver.di-Jugend TK/IT/DV

Pläne für die nächsten
vier Jahre
Der Bundesfachbereichsjugendfachkreis TK/IT hat
auf seiner Klausur vom 29. bis 31. Juli in der ehema-
ligen DPG-Hütte in Mörtelstein die Schwerpunktthe-
men der nächsten Jahre festgelegt und seine Arbeit
strukturiert.

ernaufgabe bleibt die Tarifpolitik. So will der Ju-

gendfachkreis künftig verstärkt auch die Tarifver-

handlungen in der Branche begleiten und Jugendmitglie-

der in die Verhandlungskommissionen schicken. Auf

diesem Weg soll der Einblick in die Schwerpunktbetriebe

des Fachbereichs größer werden und mittelfristig Sach-

verstand aufgebaut werden um nach und nach im Ju-

gendbereich einen Fuß in weitere Betriebe zu bekommen.

Geplant ist auch der Aufbau von erweiterten Jugend-

strukturen um mehr Mitglieder in Entscheidungsprozesse

einbinden zu können und die Konflikt- und Auseinander-

setzungsfähigkeit im Betrieb und auf der Straße zu stärken.

Hierzu laufen zurzeit mehrere Projekte um Jugend-Ver-

trauensleute-Strukturen zu etablieren. Eine Arbeitsgruppe

wird sich dauerhaft um das Thema Netzneutralität küm-

mern und dem Jugendfachkreis zuarbeiten.

Der Jugendfachkreis hat darüber hinaus festgestellt, dass

die Ausbildung immer stärker arbeitsprozessorientiert ab-

läuft und die Produktivität der Auszubildenden im Bun-

desschnitt zwischen 2000 und 2007 um 40 Prozent ge-

stiegen ist. Daher wird sich die ver.di Jugend im

Fachbereich gemeinsam mit den betrieblichen Interes-

sensvertretungen weiterhin mit dem Thema Qualität in der

Ausbildung befassen und darauf achten, momentane Qua-

lität zu halten und auszubauen.

Aufgrund der global agierenden Unternehmen im Fach-

bereich will sich der Jugendfachkreis verstärkt auch um

eine bessere Kommunikation mit Gewerkschaftskollegin-

nen und -kollegen in anderen Ländern bemühen und Ge-

schehnisse außerhalb des direkten Wirkkreises beobach-

ten. Weiterhin wird die Mitgliederentwicklung im

Mittelpunkt stehen, auch in der Branche.

Florian Moser
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Wir sind ständig erreichbar und arbeiten
überall – Laptops und Smartphones ma-
chen es möglich. Betriebsgrenzen mar-
kieren nicht mehr die Trennlinie zwischen
Arbeit und Freizeit. Die geographischen
Dimensionen von Märkten – auch von Ar-
beitsmärkten – verändern sich. Prozesse
werden schneller, Organisationsformen
und Wertschöpfungsketten, aber auch die
Qualifikationsanforderungen, ändern
sich. Für viele ArbeitnehmerInnen ver-
schwimmt die Grenze zwischen Privat-
sphäre und Beruf.

ährend einzelne Unternehmen in

freiwilligen Selbstverpflichtungen

von Work-Life-Balance reden, sieht der Ar-

beitsalltag anders aus. Viele Arbeitssituatio-

nen sind alles andere als ausbalanciert.

Die unterschiedlichen Interessenlagen von

Arbeitgebern und Arbeitnehmern ver-

schwinden auch im Zeitalter des Internets

nicht. Gewerkschaften haben ihre Bedeu-

tung beim Umbruch in die Informationswirt-

schaft nicht verloren. Im Gegenteil, wenn

Arbeitsmärkte und Beschäftigungsformen

sich entgrenzen, braucht es mehr denn je

den Zusammenschluss von Gewerkschaften

und Beschäftigten, um arbeitnehmerorien-

tierte Interessen verfolgen zu können. Es

geht darum, Einfluss auf die neuen Arbeits-

beziehungen zu nehmen – in neuen Grenzen

und mit adäquaten Mitteln.

Auch in der durch das Internet geprägten Ar-

beitswelt geht es unverändert um Schutz, Teil-

habe und Inklusion. Es geht um Chancenzu-

wächse und gute Arbeit. Wir brauchen Regeln

und Gestaltungsziele. Beispielsweise sind On-

line-Rechte für Online-Beschäftigte notwen-

dig. Kontrollmöglichkeiten für Arbeitgeber

sind einzuschränken, wir brauchen einen wirk-

samen Arbeitnehmerdatenschutz.

ver.di nutzt das Internet, um die Beteiligungs-

orientierung auszubauen, die Reichweite ei-

gener Informationen zu steigern und auch

um schneller reagie-

ren zu können. Eine

gemeinsame Kampa-

gne mit der Commu-

nication Workers

Union of America zielt

darauf, die Deutsche Telekom zu einem an-

ständigen Umgang mit Gewerkschaftsrechten

zu bewegen.

Zum Schutz von Familien und Freizeit brau-

chen wir weitergehende Rechte vor immer

größerer Arbeitsdichte. Wir brauchen Min-

deststandards und einen Mindestlohn. Auch

damit Löhne in anderen Ländern nicht durch

Dumping unterboten werden können.

Das Internet hat vieles verändert und wird

noch vieles verändern. Es bleibt aber ein

Kommunikations- und Arbeitshilfsmittel. Der

wesentlichste Produktionsfaktor ist und

bleibt das menschliche Gehirn. Daran ändert

auch das Internet nichts.

Lothar Schröder
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Schöne neue Arbeitswelt?
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Die Enquete-Kommission, die je zur Hälfte
aus Bundestagsabgeordneten und exter-
nen Sachverständigen zusammengesetzt
ist, kann sich zwar nicht über eine zu spär-
liche mediale Resonanz beklagen, allerdings
fallen die Überschriften in der Presse mitt-
lerweile deutlich unfreundlicher aus als
noch beim hoffnungsvollen Start des Gre-
miums im Frühjahr 2010. Die Medien kün-
den von einer „Kommission kurz vorm
Scheitern“, einer „Kommission für Chaos
und Streit“ und davon, dass die angestrebte
„gemeinsame Internetpolitik auf der Kippe“
stehe.

nlass für kritische Kommentare bot vor al-

lem der Verlauf der Sitzung der Enquete-

Kommission am 4. Juli 2011. Für diesen Tag war

die Verabschiedung von Zwischenberichten zu

den Themen Urheberrecht, Netzneutralität und

Datenschutz geplant, nachdem sich die Kom-

mission bereits zuvor auf ein gemeinsames Do-

kument zur Medienkompetenz verständigt

hatte. Daraus wurde jedoch nichts. Schon bei

der Abstimmung der Texte zum Urheberrecht

mussten die VertreterInnen der Regierungsko-

alition einige unerwartete Niederlagen hinneh-

men, z.T. votierten auch von FDP und Union no-

minierte Sachverständige gegen deren

Parteilinien. Als sich nun Ähnliches auch für die

kontroversen Berichte zur Netzneutralität und

zum Datenschutz abzeichnete, setzten die Ko-

alitionsparteien deren Beratung mit formalen

Argumenten kurzerhand ab und eine Verschie-

bung bis nach der Sommerpause durch – offen-

bar in der Hoffnung, dann doch noch Mehrhei-

ten für ihre Positionen zu bekommen. Vor allem

in der Netzgemeinde kam dies keineswegs gut

an: „Tricksereien wurden gewittert, Skeptiker

fühlten sich bestätigt, die Enquete erlitt einen

schweren Reputationsschaden“, so ein Kom-

mentar der FAZ, typisch für den Tenor in weiten

Teilen der Presse.

Tatsächlich hat die Kommission mit erheblichen

Schwierigkeiten zu kämpfen. Zum einen leidet

sie an der schieren Masse der zu behandelnden

netzpolitischen Themen, die ihr der Bundestag

als Arbeitsauftrag erteilt hat. Dieser umfasst die

großen Blöcke „Kultur und Medien“, „Wirt-

schaft, Arbeit und Umwelt“, „Bildung und For-

schung“, „Verbraucherschutz“, „Recht und In-

nenpolitik“ und „Gesellschaft und Demokratie“,

welche jeweils zahlreiche Unterpunkte aufwei-

sen, die wiederum in insgesamt zwölf Projekt-

gruppen behandelt werden sollen. Bisher konn-

ten allerdings nur zwei davon – die zu den

Komplexen Medienkompetenz und Urheber-

recht – ihre Arbeit mit einem durch die gesamte

Kommission verabschiedeten Bericht abschlie-

ßen. Man habe „das Thema in seiner Fülle total

unterschätzt“, räumt der Kommissionsvorsit-

zende Axel E. Fischer (CDU) mittlerweile auch

ein.

Hinzu kommt ein zweites, nicht minder gravie-

rendes Problem: Die eigentliche Stärke von En-

quete-Kommissionen liegt darin, dass sie losge-

löst von aktuellen Konflikten agieren und sich

mit analytischem Tiefgang und wissenschaftli-

cher Akribie bedeutsamen Zukunftsfragen wid-

men können. Mit solchen „aus Abgeordneten

und externen Sachverständigen bestehenden

Gremien will das Parlament abseits des politi-

schen Tagesgeschäfts Lösungsansätze für kom-

plexe technische, ökonomische oder gesell-

schaftliche Probleme finden“, so die auf der

Bundestags-Website beschriebene Aufgaben-

stellung solcher Kommissionen. Genau an dieser

Distanz zur tagespolitischen Aktualität mangelt

es nun allerdings im konkreten Fall: Zentrale

Themen der Netzpolitik – etwa Beschäftigten-

datenschutz, Vorratsdatenspeicherung, Netz-

neutralität – sind schon jetzt hochrangig auf der

politischen Agenda platziert, oft sehr umstritten

und vielfach bereits Gegenstand gesetzgeberi-

scher Initiativen und heftigen Parteienstreits.

Manche Fragen, mit denen sich die Internet-En-

quete zu befassen hat, sind damit schlicht zu ge-

genwärtig, zu brisant und zu konfliktträchtig

geworden, um sie „abseits des politischen Ta-

gesgeschäfts“ und über Fraktionsgrenzen hin-

weg beraten zu können.

Trotz dieser schwierigen Umstände ist es der

Kommission gelungen, die netzpolitische De-

batte in Deutschland zu verbreitern, zu intensi-

vieren und besser zu fundieren. So hat bei-

spielsweise noch kein politisches Gremium in

Deutschland zuvor so eingehend und sachkun-

dig das facettenreiche Thema der Netzneutrali-

tät erörtert. Der im Entwurf vorliegende, aus

den genannten Gründen aber noch nicht ver-

abschiedete Enquete-Bericht wird der interes-

sierten Öffentlichkeit nicht nur eine Fülle an In-

formationen über die technischen,

ökonomischen und politischen Aspekte von

Enquete-Kommission

Große Linien fehlen noch

A
Internet-
Enquete
Die Internet-Enquete soll laut

Parlamentsauftrag über ihre Ar-

beit „regelmäßig und so trans-

parent wie möglich auf der In-

ternetseite des Deutschen

Bundestages“ informieren und

Beteiligungsmöglichkeiten an-

bieten, um „die Anregungen

aus der Öffentlichkeit in geeig-

neter Weise in der Arbeit der

Kommission einfließen lassen

(zu) können.“ Diesen Anspruch

hat das Gremium eingelöst.

Unter www.bundestag.de/in-
ternetenquete finden sich

zahlreiche Dokumente zu den

laufenden Beratungen, Video-

aufzeichnungen der Kommissi-

onssitzungen sowie Blogs und

Foren mit Kommentaren und

Dialogmöglichkeiten.

Darüber hinaus wurde unter der

Adresse https://enquetebe-
teiligung.de eine Online-Betei-

ligungsplattform eingerichtet,

auf der man Texte der Kommis-

sions-Projektgruppen kommen-

tieren, eigene Vorschläge ein-

stellen und abstimmen kann.
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Netzneutralität zugänglich machen, son-

dern auch die anhaltenden Kontrover-

sen über die Sinnhaftigkeit einer Diffe-

renzierung von Datenpaketen im Netz

verdeutlichen. Zudem will die Kommis-

sion auf Initiative von Lothar Schröder,

ver.di-Fachbereichsleiter TK/IT/DV, noch

ein Gutachten vergeben, das sich der

Klärung einer bislang vernachlässigten,

für die ArbeitnehmerInnen aber elemen-

taren Frage widmen soll: derjenigen nach

den „voraussichtlichen quantitativen Wir-

kungen“, die „sich aus unterschiedlichen

Netzneutralitätsszenarien für die Be-

schäftigungsentwicklung in Deutsch-

land“ ergeben. Solide und plausible Er-

kenntnisse hierzu wären in der Tat der

Qualität der weiteren Debatte ausge-

sprochen zuträglich.

Dies gilt auch für das weit gespannte

thematische Spektrum, dem sich die

Kommission in den kommenden Mona-

ten in der Projektgruppe „Wirtschaft, Ar-

beit, Green IT“ zu widmen gedenkt. Wel-

che Auswirkungen hat die Entwicklung

großer globaler Internetkonzerne? Wie

verändert sich die Arbeitswelt durch Di-

gitalisierung, Vernetzung, mobiles Arbei-

ten? Welchen Beitrag kann die Informa-

tionstechnik zum Umwelt- und

Klimaschutz leisten? Bis Mai 2012 soll

die Projektgruppe zu solchen Fragen Fak-

ten sammeln und Handlungsempfehlun-

gen formulieren. Daneben haben sich

noch drei weitere Projektgruppen kon-

stituiert: „Demokratie und Staat“, „Bil-

dung und Forschung“ und „Zugang,

Struktur und Sicherheit im Netz“. In letz-

terer wird es unter anderem um den

Breitbandausbau gehen, konkretisiert in

der Frage: „Wie kann gewährleistet wer-

den, dass der Bevölkerung dieses Lan-

des in den nächsten Jahrzehnten ein In-

ternetzugang zur Verfügung steht, der

tatsächlich ihren Bedürfnissen ent-

spricht?“

Man sieht: Die Kommission hat sich noch

eine ganze Menge vorgenommen. Und

viele ihrer Themen berühren wichtige In-

teressen der Beschäftigten aus dem Tele-

kommunikations- und IT-Sektor. Allein

dies sollte Grund sein, die weitere Arbeit

der Internet-Enquete mit kritischer Auf-

merksamkeit zu begleiten.

Michael Schwemmle

KOMM 10/2011

Der Vorstand der Deutschen Telekom ist
der ver.di-Intension gefolgt und hat an-
gekündigt noch mehr Mittel für den Glas-
faserausbau zur Verfügung zu stellen. Im
nächsten Ausbauschritt soll Glasfaser di-
rekt in die Wohnungen der Kunden in
ausgewählten Gebieten verlegt werden –
Fiber to the Home (FttH) lautet das Stich-
wort. Das gibt Perspektiven für Kunden
und Beschäftigte.

it dem FttH-Ausbau legt die Telekom

ihre personellen Abbaupläne beim

Technischen Service und in der Netzproduktion

auf Eis. Das Unternehmen verzichtet auf eine

externe Vergabe bzw. turn-key-Projekte bei

den Ausbauarbeiten. Stattdessen wird eine

volltarifierte Interimsgesellschaft gegründet.

Dort gelten prinzipiell die Tarifverträge, die

auch in den Service-Gesellschaften zur An-

wendung kommen. Damit verbessern sich die

Chancen für Nachwuchskräfte und Neuein-

gestellte. Vor allem junge Kolleginnen und

Kollegen, denen bisher in der Leiharbeitsfirma

VIS Beschäftigung angeboten wurde, bekom-

men somit eine echte Chance. Für sie kann in

der geplanten FttH-Gesellschaft ein gewaltiger

beruflicher Einkommensfortschritt erreicht

werden. ver.di kann für sich in Anspruch neh-

men, zumindest für die technischen Funktio-

nen den EqualPay-Ansatz durchgesetzt zu ha-

ben. Dort wo bisher Leiharbeitnehmer auf

niedrigstem Bezahlungsniveau tätig waren,

gelten jetzt die Lohn- und Arbeitsbedingungen

der Telekom.

Noch weiß der Vorstand nicht, ob das ehrgei-

zige Programm von den Kunden angenom-

men wird. Deshalb wird diese Gesellschaft nur

befristet gegründet. Folglich werden auch die

Beschäftigungsverhältnisse befristet, was so-

mit einen Wermutstropfen darstellt.

Es besteht aber die Möglichkeit, sich auf ei-

nen festen Arbeitsplatz zu bewerben, zum

Beispiel in den Service-Gesellschaften. Die

bereits verabredeten tarifvertraglichen Über-

nahmequoten bleiben unberührt, darüber

hinaus werden ab dem Jahr 2014 jeweils

100 zusätzliche Nachwuchskräfte in den

Technischen Service und in die Netzproduk-

tion überführt werden können, wenn das

Geschäftsmodell läuft.

Wichtig für die TS- und NP-Beschäftigten
Es wird bei den Arbeitsbedingungen keinen

Unterbietungswettbewerb zu den T-Service-

Gesellschaften geben und die dort Beschäf-

tigten werden auch nicht in die neue Gesell-

schaft gedrängt. Dafür bieten Verträge

Sicherheit. In der neuen Gesellschaft braucht

man aber insbesondere auf hervorgehobenen

Funktionen das Know-how von den schon

vorhandenen Service-Gesellschaften. Deshalb

hofft die Telekom Freiwillige zu finden, die

unter verbesserten Montagebedingungen zeit-

weise in der neuen Gesellschaft arbeiten wol-

len – mit Rückkehrgarantie.

Die genannten positiven Beschäftigungsef-

fekte sind ein gutes Ergebnis. Vor allem weil

der Glasfaserausbau zwar beschäftigungs-

wirksam ist, aber ein zeitbefristetes Projekt

bleibt. Auch ist die Lösung über die Interims-

gesellschaft positiv zu bewerten, da durch das

NextGenerationNetwork mit negativen Ratio-

nalisierungswirkungen zu rechnen ist.

Vor diesen Hintergründen ist es auch sinnvoll,

gleichzeitig für die älteren Beschäftigten in

den Service-Gesellschaften Altersteilzeitrege-

lungen zu verabreden, was ver.di gelungen

ist. Mittelfristig kann aus beiden Initiativen ein

zukunftsfähiges Konzept erwachsen. Nach-

wuchskräfte können in den Service-Gesell-

schaften dauerhaft Beschäftigung finden, wo

die Netze der Zukunft betrieben werden und

ältere Beschäftigte die Möglichkeit in An-

spruch genommen haben in Altersteilzeit zu

gehen.

Jetzt muss es darum gehen, aus der Interims-

beschäftigung eine dauerhafte zu machen.

Dazu gehört auch der Geschäftserfolg des

neuen Angebots. Es bleibt zu hoffen, dass die

Überzeugungsanstrengungen des Vertriebs er-

folgreich sind und sich herumspricht, dass in

Zukunft nur Glasfaser in der häuslichen Um-

gebung noch eine bessere Perspektive als

VDSL oder Breitband-Kabeltechnik bieten

kann. Die Zukunft wird breitbandig. Die Be-

schäftigung sollte dauerhaft werden.

Jürgen Richter, Lothar Schröder

Fiber to the Home

Interimsgesellschaft zum
Glasfaserausbau

M
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� Komm:
Dass sich eine Enquete-Kommission mit dem

Thema Netzpolitik beschäftigt, lässt Tiefen-

analysen abseits des aktuellen politischen

Geschäfts und eine seriöse Aufarbeitung ei-

nes wichtigen Themas vermuten. Arbeitet

die Enquete-Kommission aber tatsächlich so,

dass aus gemeinsam getragenen Analysen

ohne Taktiererei Schlussfolgerungen abge-

leitet werden, die unbeachtet der Fraktions-

zugehörigkeit getragen werden?

� Lars Klingbeil:
„Zunächst ist es ausdrücklich zu begrüßen,

dass die Enquete-Kommission sich mit den

mittel- und langfristigen Fragen des Wandels

zur digitalen Gesellschaft befasst und sie

bietet die Chance, diese Fragestellungen in-

tensiv und unabhängig von den Fraktions-

grenzen und ohne tagespolitischen Streit

gemeinsam mit den benannten Sachver-

ständigen zu diskutieren. Dies ist in der bis-

herigen Arbeit der Enquete-Kommission oft

gelungen, leider aber nicht immer.

Vor allem was die Bestandsaufnahmen be-

trifft – gleich ob es sich um Urheberrecht,

Datenschutz, Medienkompetenz oder Netz-

neutralität handelte - , ist es oft gelungen,

unabhängig von den tagespolitischen Zwän-

gen diese Themen sehr intensiv und offen zu

diskutieren. Ausnahmen waren aber bei-

spielsweise das Thema Arbeitnehmerdaten-

schutz: Hier waren die Koalition und einige

von ihr benannte Sachverständige eigent-

lich zu keinem Zeitpunkt bereit, dieses

Thema auch nur ansatzweise zu diskutie-

ren, weil jede Diskussion die Unzulänglich-

keit des vorliegenden Gesetzentwurfes of-

fenkundig gemacht hätte. Doch die bereits

erfolgten Abstimmungen, beispielsweise

zum Urheberrecht und auch zur Bestands-

aufnahme der Projektgruppe Datenschutz,

haben gezeigt, dass sich auch die von der

Koalition benannten Sachverständigen nicht

zwingend an die Fraktionsvorgaben halten.

So konnten wir auch in der Kommission für

einige sehr wichtige Fragestellungen auch

gegen die Koalition Mehrheiten erreichen.

Ich hoffe sehr, dass uns dies auch bei den

noch ausstehenden Texten und Handlungs-

empfehlungen zu Netzneutralität und Da-

tenschutz und insbesondere auch zum Ar-

beitnehmerdatenschutz gelingt - und die

Chancen stehen auch nicht schlecht. Insge-

samt ist es als Erfolg anzusehen, dass es ge-

lungen ist, dass die Netzpolitik im Deutschen

Bundestag nicht mehr als Nischenthema

wahrgenommen wird, sondern vielmehr Ein-

gang in alle Politikbereiche gefunden hat.“

� Komm:
Die SPD hat Lothar Schröder als Sachver-

ständigen für die Enquete-Kommission be-

nannt. Damit hat ver.di die Möglichkeit,

gewerkschaftliche Positionen in die En-

quete-Kommission einzubringen. Gibt es

Spannungen zwischen den Positionen der

SPD und dem was ver.di an Positionen hat?

� Lars Klingbeil:
„Ich freue mich sehr, dass es uns gelungen

ist, Lothar Schröder als Sachverständigen für

die Mitarbeit in der Enquete-Kommission

„Internet und digitale Gesellschaft“ zu ge-

winnen. Nach etwas mehr als einem Jahr Ar-

beit der Enquete-Kommission kann ich fest-

stellen, dass die Zusammenarbeit zwischen

der Fraktion und den von uns benannten

Sachverständigen hervorragend funktioniert

– und zwar weit über die Grenzen der Ar-

beitsgruppe der Enquete-Kommission hi-

naus. Lothar Schröder hat sich sehr intensiv

in die Diskussionen zu den Themenbereichen

Datenschutz und Arbeitnehmerdatenschutz,

Netzneutralität und Urheberrecht einge-

bracht und dort natürlich auch gewerk-

schaftliche Positionen vertreten. Spannung

zwischen den Positionen der SPD und von

ver.di gab es eigentlich nicht, wohl aber mit

den von der Koalition benannten Branchen-

vertretern. Im Gegenteil: Es gibt auch zu

zahlreichen tagespolitischen Fragestellungen,

wie die Positionierung zur Vorratsdatenspei-

cherung oder zur Novellierung des Telekom-

munikationsgesetzes, eine enge Abstim-

mung zwischen der Fraktion und den

Sachverständigen.“

� Komm:
Ein wichtiges Thema ist für ver.di der Arbeit-

nehmerdatenschutz. Gelingt es, abseits des

vorliegenden katastrophalen Gesetzent-

wurfs, über die Enquete-Kommission mehr

Arbeitnehmerorientierung in den Gesetzge-

bungsweg rein zu tragen?

� Lars Klingbeil:
„Leider waren die Koalition und die von ihr

benannten Sachverständigen nicht bereit,

sich in der Kommission intensiv mit den He-

rausforderungen der digitalen Gesellschaft

auch für den Arbeitnehmerdatenschutz zu

befassen – es hat nicht einmal eine wirkliche

Diskussion hierzu gegeben. Allerdings nimmt

der Abreitnehmerdatenschutz einen großen

Raum in dem gemeinsamen Alternativvor-

schlag der Oppositionsfraktionen für die

Handlungsempfehlungen der Projektgruppe

Datenschutz ein, der allerdings noch nicht

zur Abstimmung kam. Nachdem die Koali-

tion aufgrund fehlender Mehrheiten eine

Abstimmung vor der Sommerpause verhin-

Interview Lars Klingbeil

Fragen zur Netzpolitik

Lars Klingbeil,
SPD-Bundestagsabgeordneter
Foto: privat
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dert hat, sollen die Handlungsempfehlungen nun im Herbst ab-

schließend beraten werden. In dem gemeinsamen Vorschlag der drei

Oppositionsfraktionen heißt es ausdrücklich, dass es im Bereich des

Datenschutzes für Beschäftigte gesetzgeberischen Handlungsbe-

darf gibt und dass hierbei insbesondere die Rechte der Beschäftig-

ten bei Überwachung und Screening zu wahren sind. Gefordert wird

ein eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz.“

� Komm:
Für die Beschäftigten in der Telekommunikationsbranche verbindet

sich mit dem Thema Netzneutralität auch der Anspruch auf Investi-

tionsanreize und die Hoffnung auf sorgfältige Analyse der Beschäf-

tigungswirkung. Was sagt die Enquete-Kommission dazu?

� Lars Klingbeil:
„Die Projektgruppe Netzneutralität hat sich sehr intensiv mit dieser

Fragestellung befasst und festgestellt, dass es hier noch erhebliche

Informationsdefizite gibt. Auf Vorschlag von Lothar Schröder und der

SPD-Bundestagsfraktion hat die Enquete-Kommission ein Gutachten

„Netzneutralität und Beschäftigung“ in Auftrag gegeben, welches

sich noch einmal sehr intensiv mit dieser Fragestellung auseinan-

dersetzen und dann in der Kommission auch hinsichtlich möglicher

Handlungsempfehlungen an den Deutschen Bundestag beraten

werden soll.“

� Komm:
Über das Thema Arbeit, Wirtschaft und Green IT ist noch nicht ge-

sprochen worden. Um welche Aspekte wird es gehen und wann

wird dieses wesentliche Thema auf die Tagesordnung der Enquete-

Kommission gesetzt werden?

� Lars Klingbeil:
„Die Projektgruppe Wirtschaft, Arbeit, Green IT hat sich vor der Som-

merpause konstituiert und ist gegenwärtig dabei, die Schwerpunkt-

themen zu sammeln und zu priorisieren und das Arbeitsprogramm zu

erstellen. Über das konkrete Arbeitsprogramm soll nun unmittelbar

nach der Sommerpause gesprochen werden. Gemeinsam mit unseren

Sachverständigen haben wir beschlossen, dass wir die Arbeitsgruppe

Wirtschaft, Arbeit, Green IT und die Projektgruppe Demokratie und

Staat zu den Schwerpunktthemen in der parlamentarischen Arbeit der

Enquete-Kommission machen werden. Für uns werden Lothar Schrö-

der und ich als stimmberechtigte Mitglieder sowie die Sachverständige

Cornelia Tausch und mein Kollege Stefan Rebmann in der Projekt-

gruppe Wirtschaft, Arbeit, Green IT mitarbeiten. Schwerpunkte müs-

sen aus meiner Sicht die erheblichen Herausforderungen sein, mit de-

nen Wirtschaft und Arbeit in der digitalen Gesellschaft konfrontiert

werden und insbesondere auch die Herausforderungen – und zwar so-

wohl die neuen Risiken wie auch die möglichen Potenziale – für die Ar-

beitswelt in der digitalen Gesellschaft.“
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HP hat angekündigt, die PC-Sparte
abzuspalten. Die Beschäftigten
sind in Sorge um ihren Arbeits-
platz.

it der neuen Struktur würde

sich HP auf die IT-Services

konzentrieren. Dazu gehört das Ser-

ver- und Software-Geschäft. Weltweit

betrachtet zählt HP in der Sparte IT-

Services zu den weltgrößten Unter-

nehmen. Aber in der strategisch wich-

tigen und sehr margenstarken

Softwaresparte taucht HP bei den fünf

großen Player (SAP, Oracle, SAS, IBM

und Microsoft) erst gar nicht auf. Die

Strategie des Konzernlenkers Leo

Apotheker scheint riskant. Die Kom-

munikation zu den Beschäftigten und

den Investoren ist katastrophal.

Komm sprach mit Volker Stichter, stell-

vertretender GBR-Vorsitzender bei HP

Deutschland, wie die angekündigten

Veränderungen von den Beschäftigten

aufgenommen werden.

� Komm:
Wie kommt die Ankündigung, die PC-

Sparte von HP abzuspalten, bei Dir

und deinen Kolleginnen und Kollegen

an?

� Volker Stichter:
„Viele sind verunsichert, weil sie sich

bis heute nicht vorstellen können wel-

che Auswirkungen diese Entschei-

dung haben wird. Für das Unterneh-

men insgesamt und für ihre

Arbeitsplätze, besonders die, die sich

im mittelbaren und unmittelbaren

Umfeld der PC Sparte in Deutschland

befinden.“

� Komm:
Was muss der Vorstand unternehmen,

um am Markt für IT-Dienstleistungen,

insbesondere in der Softwaresparte,

erfolgreich zu werden?

� Volker
Stichter:

„Bei den IT-Ser-

vices ist HP, insbe-

sondere durch

den Kauf von EDS

im Jahr 2009, gut

aufgestellt. Aber

im Software-Geschäft müssen wir auf-

holen. Deshalb wurde ja auch zeit-

gleich mit den Plänen zur Abspaltung

der PC-Sparte der geplante Kauf des

britischen SW Unternehmens Auto-

nomy kommuniziert, um sich gerade

hier zukünftig wettbewerbsfähiger zu

positionieren.“

� Komm:
Leo Apotheker war bei SAP wenig er-

folgreich und musste vorzeitig seinen

Hut nehmen. Könnte ihm bei HP Ähn-

liches passieren?

� Volker Stichter:
„Wenn die jüngsten Entscheidungen

noch mehr negative Auswirkungen

auf das Unternehmen haben, kann

ich mir das vorstellen.“

� Komm:
Wie bewertest du die Abspaltungs-

pläne grundsätzlich?

� Volker Stichter:
„Restrukturierungen haben immer ne-

gative Auswirkungen auf die, die es

unmittelbar betrifft. Sei es Stellenab-

bau oder Verschiebungen der Stellen

ins Ausland oder in andere Firmen. In

erster Linie bekommen die Kollegin-

nen und Kollegen die Konsequenzen

zu spüren. Ein fallender Aktienkurs ist

für den Shareholder auch kein Ver-

gnügen, aber der Verlust des Arbeits-

platzes durch unternehmerische Ent-

scheidungen in einem Unternehmen,

dass nach wie vor Milliarden Gewinne

macht, wiegt weit schwerer für die

Betroffenen und ihre Familien.“

Christoph Heil

M

Postlaufbahnverordnung

Novellierung fällig
Aufgrund der geänderten Bundeslaufbahnver-
ordnung muss nun auch die Postlaufbahnverord-
nung (PostLV) wegen Besonderheiten im Bereich
der Postnachfolgeunternehmen (PNU) einer No-
vellierung unterzogen werden. In einem Beteili-
gungsgespräch mit dem Bundesministerium der Fi-
nanzen wird der ver.di-Fachbereich TK/IT auf eine
Änderung des vorgelegten Entwurfs hinwirken.

Aus Sicht von ver.di müssen folgende Punkte verbessert

werden:

• Ein Praxis-/Ausbildungsaufstieg muss auch über das

Jahr 2015 hinaus möglich bleiben, ggf. in Sonderre-

gelungen für die drei PNU.

• Die PNU sollten verpflichtet werden zur Personalent-

wicklung, zur Qualifizierung und zur besseren Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf.

• Auch für beurlaubte Beamtinnen/Beamte muss das

Laufbahnrecht gelten.

• Bei der Ausübung höherwertiger Tätigkeiten müssen

Beförderungsmöglichkeiten verbessert werden.

• ver.di fordert zudem ein modulares Punktesystem, um

die Anerkennung der Laufbahnbefähigung sowie die

Aufstiegsmöglichkeiten zu verbessern.

• Bei der PostLV müssen die Besonderheiten des je-

weiligen PNU als Wirtschaftsunternehmen berück-

sichtigt werden, ohne die Rechte der Beamtinnen/Be-

amten einzuschränken.

Zur Bekräftigung der ver.di-Positionen gab es einen ver.di-

Stand (Fotos oben) während der Betriebsversammlung

der DTKS Region West im August in Bochum. Im Rahmen

des Geschäftsberichts wurde über das Thema informiert,

zudem wurden rund 400 Postkarten an Bundesfinanz-

minister Schäuble eingesammelt.

Andreas Franke

HP spaltet PC-Sparte ab

Strategie ins Abseits?
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Beruflich kürzer treten, wenn man älter
wird? Die neuen Regelungen zur Altersteil-
zeit bei der Telekom machen das weiterhin
möglich.

er mindestens das Alter von 55 Jahren

erreicht hat und innerhalb der vergan-

genen fünf Jahre mindestens drei Jahre sozial-

versicherungspflichtig beschäftigt war, kann

seine Arbeitszeit – bei weniger Lohn – halbieren.

Rein steuerlich betrachtet bekommt man nur

das halbe Gehalt, dieses wird allerdings durch

die Telekom um mindestens 30 Prozent aufge-

stockt.

Die Einzahlungen in die Rentenversicherung be-

tragen bei der Telekom sogar mindestens 90

Prozent. Je nach Tarifvertrag kann die Aufsto-

ckung auch mehr betragen. Voraussetzung ist,

dass der Arbeitnehmer immer noch sozialversi-

cherungspflichtig ist, also auch bei reduziertem

Gehalt noch mehr als 400 Euro pro Monat ver-

dient. Geregelt ist das im Altersteilzeitgesetz

von 1996. Damit setzt der Staat der Telekom An-

reize, ihren Beschäftigten die Möglichkeit zur

Altersteilzeit anzubieten – mit dem Ziel, einen

gleitenden Übergang in den Ruhestand zu er-

möglichen.

Ein Teil der Altersteilzeitförderung ist allerdings

Ende des Jahres 2009 ausgelaufen, bis dahin

hatte die Arbeitsagentur die Mindestaufsto-

ckung des Gehalts sowie die höheren Renten-

versicherungsbeiträge übernommen. Wer seit

Beginn dieses Jahres in Altersteilzeit gegangen

ist, erhält weiterhin die gleichen Leistungen,

allerdings bekommt die Telekom keine Zulagen

mehr von der Arbeitsagentur. Ohnehin verzich-

teten auch vor der Streichung des Zuschusses

zwei Drittel der Betriebe auf die Förderung und

nutzten die Altersteilzeit zum sozialverträglichen

Personalabbau oder zum Verjüngen der Beleg-

schaft.

� Bis zur Rente
Der Gesamtzeitraum vom 55sten bis 63sten Le-

bensjahr ist tarifvertraglich vereinbart. Die Al-

tersteilzeitvereinbarung muss immer bis zum

Rentenalter reichen, sie hat eine Laufzeit vom 1.

September 2011 bis 31. Dezember 2012. Al-

tersteilzeit ist weiterhin Bestandteil der Tarifver-

träge, sowie von Betriebsvereinbarungen. Ar-

beitnehmer, die in Betrieben der Telekom mit

entsprechenden Vereinbarungen arbeiten, kön-

nen also immer noch Altersteilzeit beantragen.

� Berechnungen
Die Bezüge werden auf Grundlage der halben

Arbeitszeit vor der Alterszeit berechnet – wer zu-

vor einen Halbtagsjob hatte, hat dann nur noch

eine Viertel-Stelle. Für Betroffene ist die Alters-

teilzeit dann häufig nicht attraktiv, weil der oh-

nehin durch die Teilzeitbeschäftigung reduzierte

Lohn nochmals vermindert wird.

Wenn man im Schnitt der letzten zwei Jahre

wöchentlich 30 Stunden gearbeitet hat, dürfen

bei der Berechnung des Entgelts in der Alters-

teilzeit höchstens 15 Arbeitsstunden angesetzt

werden.

Dieter Rieke

Altersteilzeit bei der Telekom

Weiterhin möglich

W

Steuer und
Steuerklassen-
wechsel

Altersteilzeit-Anwärter müs-
sen auch steuerliche Aspekte
beachten.

Bei Ehepaaren, bei denen der

Altersteilzeitler die Steuerklasse

V oder IV hat, lohnt sich auch

ein Wechsel in die Steuerklasse

IV oder III. Dadurch erhöht sich

der Nettolohn, wodurch wie-

derum der Zuschuss des Arbeit-

gebers höher ausfällt.

Nach einem Urteil des Bundes-

arbeitsgerichts ist der Steuer-

klassenwechsel aber nur er-

laubt, wenn der Arbeitnehmer

in Altersteilzeit immer noch

mehr verdient als sein Partner.

Ein Wechsel allein wegen eines

höheren Lohnzuschusses sei ein

Missbrauch des Wahlrechts zu-

lasten des Arbeitgebers, urteil-

ten die Richter (Aktenzeichen: 9

AZR 554/02).

Umgehen lässt sich dieses Pro-

blem durch vorausschauendes

Handeln: Wer die für ihn güns-

tigere Steuerklasse schon ein

oder zwei Jahre vor dem ge-

planten Einstieg in die Alters-

teilzeit wählt, kann Nachfragen

des Arbeitgebers aus dem Weg

gehen.

Und noch eine Sache müssen

Arbeitnehmer, die in Altersteil-

zeit gehen, beachten. Der Zu-

schuss zum Arbeitslohn muss

zwar nicht direkt versteuert wer-

den, er unterliegt aber dem so-

genannten Progressionsvorbe-

halt. Das heißt: Der persönliche

Steuersatz wird durch die Auf-

stockung erhöht, wodurch auf

das gesamte Einkommen mehr

Steuern gezahlt werden müs-

sen. So bleibt dem Altersteil-

zeitler unter dem Strich etwas

weniger Lohn, als er sich durch

die Addition von Lohn und Zu-

schuss ursprünglich ausgerech-

net hat.

Foto: MEV
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Zum aktuellen Stand
der Diskussion um die Vorratsdatenspeicherung (VDS)

The Big brother
will watching you
Zweifel der Kritiker, die den Nutzen von
Vorratsdaten bei der Kriminalitäts- und Ter-
rorismusbekämpfung in Frage stellen,
schlägt die Bundesregierung in den Wind.
Die Diskussion um die VDS polarisiert zwi-
schen totaler Ablehnung wegen der ver-
meintlichen Gefährdung von Grundrechten
und euphorischer Zustimmung wegen der
immensen Bedeutung bei der Terrorismus-
bekämpfung.

Während Staatsschützer und konserva-

tive Kräfte in der Regierung die Wieder-

belebung einer umfassenden Sammlung von

Verbindungsdaten aus Telefonaten und der In-

ternetnutzung vorantreiben, warnen Daten-

schützer, Bürgerrechtler, Wirtschaftsverbände

und auch ver.di vor einer unangemessenen Be-

schneidung von Bürgerrechten und dem Über-

wachungswahn des Staates. ver.di weist darüber

hinaus auf Beeinträchtigungen hin, die die VDS

in vielen Berufen nach sich zieht: Journalisten

können ihre Informanten, Seelsorger und

Rechtsanwälte ihre Klienten und Mediziner ihre

Patienten nicht mehr schützen.

Die größte Befürchtung geht dabei von dem

Missbrauch der gesammelten Daten aus. Die

Datenskandale der letzten Jahre zeigen: Selbst

große Konzerne, die gerne mit ihrer Professio-

nalität werben, wie z. B. Deutsche Telekom ,

Apple, Sony, Visa u. a., waren nicht in der Lage,

die in ihrer Obhut lagernden Kundendaten un-

eingeschränkt abzusichern. Wer kann die im

Rahmen der VDS gesammelten Kommunikati-

ons- und Internetdaten der Verbraucher absi-

chern und wie hoch sollen die Hürden für einen

Zugriff durch Ermittler gelegt werden?

Alvar Freude, Publizist, Berater und ausgewiesener

Experte zu Fragen der digitalen Gesellschaft, dif-

ferenziert bei der Bewertung der VDS und sucht

die vermeintlich widerstreitenden Interessen von

Staatsschützern und Bürgerrechtlern auszuloten.

In der Diskussion um Vorratsdatenspeicherung

fordert er eine Differenzierung zwischen der Spei-

cherung von IP-Adressen, die beim Surfen im In-

ternet anfallen und von Kommunikationsdaten,

die beim Emailen, Telefonieren oder beim Versen-

den von SMS´en anfallen. Die Analyse von Kom-

munikationsdaten erlaubt die Erstellung umfas-

sender Profile von Zielpersonen. Außerdem rü-

cken mit der Analyse von Kommunikationsdaten

immer auch die Empfänger in den Fokus der Er-

mittler. Dies kann schnell dazu führen, dass völlig

unschuldige Personen plötzlich im Visier der Fahn-

der auftauchen.

Beim Speichern von IP-Adressen auf Vorrat hin-

gegen sieht Freude keine große Gefahr. Aus IP-

Adressen könne man keine Nutzerprofile erstel-

len und nicht herausfinden, wer wann welche

Website besucht hat. Nutzen bringen sie nur,

wenn eine konkrete Straftat vorliegt und nun er-

mittelt werden soll, von welchem Anschluss sie

begangen wurde. Freude stellt dabei klar, dass

solche Daten nur über kurze Zeiträume und die

eingehende Analyse einer richterlichen Anord-

nung bedarf.

Eine wesentlich striktere Position gegen die Ein-

führung der VDS vertritt der Arbeitskreis Vor-

ratsdatenspeicherung. Das breit gefächerte

Bündnis von Verbänden, Gewerkschaften, Da-

tenschützern und Internetnutzern rückt die Ge-

fahren der VDS in den Vordergrund. So würde

die VDS weit in die Privatsphäre der Bürgerinnen

und Bürger eingreifen, enorme Kosten für die

Speicherung der Daten bei den IKT-Unterneh-

men erzeugen und die freie Ausübung vieler

Berufe beeinträchtigen. ver.di gehört diesem

Bündnis an und hat sich ebenfalls konkret gegen

die umfassende, anlasslose VDS positioniert, um

solche Umtriebe wie die im Zusammenhang mit

ELENA von vorne herein zu unterbinden.

Vorratsdatenspeicherung
(VDS) bezeichnet die Ver-
pflichtung der Anbieter von
Telekommunikations- und
Internetdiensten zur Regis-
trierung von elektronischen
Kommunikationsvorgän-
gen, ohne dass ein An-
fangsverdacht oder eine
konkrete Gefahr besteht
(Speicherung bestimmter
Daten auf Vorrat). Erklärter
Zweck der Vorratsdaten-
speicherung ist die verbes-
serte Möglichkeit der Ver-
hütung und Verfolgung
von schweren Straftaten.
Eine EU-Richtlinie zur VDS
wurde 2007 mit den Stim-
men der Großen Koalition
umgesetzt. Nach dem im
März 2010 das Bundesver-
fassungsgericht das Gesetz
zur VDS für ungültig erklärt
hat, nimmt die Bundesre-
gierung nun einen zweiten
Anlauf. CDU und CSU wol-
len, dass so bald wie mög-
lich ein neues Gesetz zur
umfassenden VDS be-
schlossen wird, und führen
entsprechende Verhand-
lungen mit der FDP. Die
FDP-Justizministerin ist ge-
gen eine umfangreiche VDS
und hat als Kompromiss
eine einwöchige VDS von
Daten über jede Internet-
verbindung vorgeschlagen
(im Rahmen des sog. Quick
Freeze).

W

�Link-Tipp:

Alvar Freude beschreibt seine
Position zur Vorratsdatenspei-
cherung unter anderem in sei-
nem Blog:
http://blog.odem.org/2011/01/
quick-freeze-ip-phobie.html#ip
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� Komm:
Was ist Adhocracy?

� Alvar Freude:
Adhocracy ist eine über das Internet lau-

fende Anwendung oder einfach nur Inter-

net-Seite, die es ermöglicht, über ein Thema

zu diskutieren, Vorschläge zu machen und

dann darüber abzustimmen. Adhocracy ist

also eine Software zur Onlinebeteiligung

für Organisationen und Institutionen. Die

Software kann genutzt werden, um bei-

spielsweise Gesetzesvorlagen, Parteipro-

gramme oder andere ähnliche Texte zu er-

stellen und darüber abzustimmen. So

können sich deutlich mehr Menschen an

der Entstehung entsprechender Papiere be-

teiligen, Änderungsvorschläge einbringen

oder Alternativen aufzeigen, als es bei klas-

sischen Parteitagen oder vergleichbaren Ver-

anstaltungen möglich wäre. In der Enquête-

Kommission Internet und digitale

Gesellschaft des Deutschen Bundestages

setzen wir beispielsweise Adhocracy als Par-

tizipationswerkzeug für die interessierte Öf-

fentlichkeit ein. Jeder kann sich bei den an-

stehenden Arbeitsgruppen unter

http://www.enquetebeteiligung.de/ an der

Themenauswahl und der Texterstellung be-

teiligen.

� Komm:
Wie funktioniert Adhocracy?

� Alvar Freude:
Um alle Funktionen nutzen zu können,

muss man sich zuerst bei Adhocracy an-

melden. Aber auch ohne Anmeldung sind

fast alle Inhalte sichtbar, nur kann man dann

eben nicht abstimmen, kommentieren oder

eigene Vorschläge einfügen.

� Komm:
Wie und in welchem Umfang arbeitet die

Enquête-Kommission mit Adhocrazy?

� Alvar Freude:
Die Adhocracy-Instanz zur Internet-Enquete

ist nach den Projektgruppen der Enquête

gegliedert. Jeder Adhocracy-Nutzer kann

jeder Projektgruppe beitreten. Dort kann er

dann vorhandene Vorschläge bewerten

oder kommentieren sowie neue eigene ein-

reichen. Beachten sollte man dabei aller-

dings, dass die Enquête-Kommission sich

nur mit dem Thema Internet und digitale

Gesellschaft befasst. Abweichende Themen,

beispielsweise Mindestlohn bei „Wirtschaft,

Arbeit, Green IT“ oder allgemeine Grund-

gesetzänderungen bei „Demokratie und

Staat“, werden von der Mehrheit der Nut-

zer als nicht zum Thema passend bewertet

und letztendlich ausgeblendet.

� Komm:
Wie kommen die Themen zustande?

� Alvar Freude:
Die Vorschläge beziehen sich im ersten

Schritt auf die Arbeitspläne, stellen also das

Grundgerüst der gesamten Arbeit dar und

beschreiben erst einmal nur die Themen-

auswahl, die dann später in einzelnen „Pa-

pieren“ weiter ausgeführt werden. Über die

Themen wird abgestimmt und alle ange-

nommenen Themen können dann mit kon-

kreten Umsetzungsvorschlägen (sogenann-

ten „Papieren“) ergänzt. Nach einer Phase

der Papiererstellung kann über diese abge-

stimmt werden. Damit kommen dann viele

Nutzer zu einem einheitlichen Ergebnis.

� Komm:
Kann Adhocracy Demokratie „internetfä-

hig“ machen?

� Alvar Freude:
Mit Adhocracy wird das theoretische Kon-

zept des direkten Parlamentarismus in die

Praxis umgesetzt. Adhocracy kommt aus

dem Umfeld des „Liquid Democracy“-Kon-

zepts, das ist eine Form der gemeinsamen

Entscheidungsfindung, die Bestandteile der

direkten Demokratie und der repräsentati-

ven Demokratie in sich vereinigt oder einen

Mittelweg zwischen diesen darstellt. Dies

bietet ganz neue Möglichkeiten der Partizi-

pation, die nicht mehr nur auf ein Kreuz bei

Wahlen alle vier Jahre beschränkt bleibt.

� Komm:
Wie finden potenzielle User heraus, zu wel-

chen Projekten, Themen, Diskussionen etc.

es Adhocracy gibt?

� Alvar Freude:
Die Adhocracy-Instanz zur Internet-Enquête

orientiert sich am Arbeitsplan in der En-

quête. Derzeit sind vier Projektgruppen ak-

tiv: „Wirtschaft, Arbeit, Green IT“, „Demo-

kratie und Staat“, „Zugang, Struktur und

Sicherheit im Netz“ sowie „Bildung und

Forschung“.

Die Projektgruppen sind alle über

http://www.enquetebeteili-
gung.de/ erreichbar.

Interview

Alvar Freude zu Adhocracy
Adhocracy bietet neue Wege der Beteiligungsmöglich-
keiten an demokratischen Prozessen im Internet. Komm
befragte den Freiberuflichen Softwareentwickler und
Sachverständigen Alvar Freude zu Adhocracy.

Alvar Freude, Softwareentwickler
und als Sachverständiger Mitglied der
Enquête-Kommission Internet und
digitale Gesellschaft des Deutschen
Bundestages.

Foto: privat
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� Komm:
Das Landgericht Köln und

die Staatsanwaltschaft

sind Rechtsverstößen im

Zusammenhang mit der

Bespitzelung von Man-

datsträgern bei der Deut-

schen Telekom doch be-

reits nachgegangen. Wozu also ein besonderer

Bespitzelungsbericht der Anwälte?

� Herta Däubler-Gmelin:
„Das Urteil ist nicht öffentlich, die Justiz hat nur Teil-

bereiche des Bespitzelungsskandals überhaupt aus-

ermittelt und vor Gericht gebracht. Unser Bericht

soll der Öffentlichkeit und den Arbeitnehmern ge-

rade auch der Telekom zeigen, was da passiert ist,

wie Arbeitnehmer und ihre Anwälte trotz des lauen

Verhaltens der Justiz Änderungen erwirkt und Wie-

dergutmachung erreicht haben.“

� Komm:
Was sind die wesentlichen Botschaften, die die

Anwälte zum Gegenstand ihres Berichts gemacht

haben?

� Herta Däubler-Gmelin:
„Ungeheuerlich, was da die Verantwortlichen des

alten Vorstands und Aufsichtsrats veranlasst, bzw.

zugelassen haben: Missliebige Arbeitnehmerver-

treter wurden in einer Zeit erheblicher Spannun-

gen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer we-

gen Umstrukturierungen, Kündigungen und

anderer Probleme bespitzelt und ihre Telefonver-

bindung überwacht, möglicherweise auch noch

mehr. Dabei hat man einen verdienten KBR-Vor-

sitzenden zum Vorwand genommen und ihn und

andere zu Unrecht beschuldigt, sie hätten Be-

triebsgeheimnisse verraten, das ist wirklich unge-

heuerlich.

Leider hat die Justiz sich auf die Ermittlung von

Vermögensdelikten durch die ausführenden Be-

schäftigten der Telekom beschränkt. Sie hat weder

die Verletzungen des Datenschutzes der gewählten

Mandatsträger, noch die Verleumdungskampagne

gegenüber den Betroffenen, noch die Eingriffe in

die Sozialpartnerschaft und die Betriebsratsarbeit für

wichtig genug gehalten, um sich damit zu be-

schäftigten. Besonders ärgerlich ist, dass nur eines

der Opfer selbst über seine Erfahrungen und Ver-

letzungen angehört wurde. Auch den Status von

Nebenklägern hat man den Opfern versagt. Das

schafft kein Vertrauen in die Justiz. Auch das enthält

unser Bericht.“

� Komm:
Der Anwaltsbericht enthält ein Kapitel, das Frag-

würdiges auflistet. Sind denn trotz der gerichtlichen

Auseinandersetzungen Fragen offen geblieben?

� Herta Däubler-Gmelin:
„Wie gesagt, es gibt eine Menge von offenen Fra-

gen.“

� Komm:
Hat sich denn aus Sicht der Anwälte bei der Tele-

kom etwas verändert?

� Herta Däubler-Gmelin:
„Ja, eine ganze Menge. Allerdings wäre das ohne

den aktiven Einfluss der Arbeitnehmervertreter

im Aufsichtsrat nicht gelungen.“

� Komm:
Welche Schlussfolgerungen sollte denn der Ge-

setzgeber aus den Ereignissen ziehen? Der ist

doch gerade dabei ein Beschäftigtendaten-

schutzgesetz zu schreiben.

� Herta Däubler-Gmelin:
„Ärgerlich ist, dass man befürchten muss, dass die

beabsichtigten Regelungen der jetzigen Bundes-

regierung über den Beschäftigtendatenschutz

nicht das Papier wert sind, auf dem sie stehen.

Sollten sie tatsächlich Gesetz werden, wären im

Wesentlichen alle Skandale der letzten Jahre legi-

timiert. Das kann es nicht sein.

Der Gesetzgeber muss klar sagen, dass Bespitze-

lung nicht zulässig ist, ohne wenn und aber. Er

muss festlegen, dass IT-Instrumente nur in Zu-

sammenarbeit und unter Kontrolle des Betriebs-

rates eingesetzt werden dürfen, also eine klare

Ausweitung der betrieblichen Mitbestimmung

vorsehen.

Die Datenschutzbeauftragten müssen mehr Rechte

und Unabhängigkeit bekommen und mit dem Be-

triebsrat zusammenarbeiten; heute sind sie viel zu

sehr auf Seiten des Arbeitgebers.

Schließlich braucht‘s vernünftige Whistleblowerre-

gelungen und die Möglichkeit, dass sich Arbeit-

nehmer unmittelbar an die Aufsichtsbehörden, also

an die Landes-Datenschutzbeauftragten wenden

können. Die müssen dann auch so ausgestattet

sein, dass sie schnell helfen können.“

Interview

Bundesjustizministerin Herta Däubler-
Gmelin zum Bespitzelungsskandal
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Endgültiges
Aus?

Mitte Juli hat sich die Bun-
desregierung dazu ent-
schlossen, das Datensammel-
monster ELENA (Abkürzung
für elektronischer Entgelt-
nachweis) zu beenden. Dies
war ein guter Tag für den Da-
tenschutz.

Die längst überfällige Entschei-

dung, nun doch keine umfang-

reiche Vorratsdatenspeicherung

zu Lasten der Beschäftigten zu

organisieren, ist begrüßenswert.

Die andauernden, tiefgreifenden

Eingriffe in die Grundrechte der

Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer durch ELENA werden

nun beendet. Der Grund scheint

allerdings vorgeschoben, da die

datenschutzrechtlichen Beden-

ken von Anfang an bekannt wa-

ren. Es ist deshalb eher zu ver-

muten, dass vor allem die hohen

Bürokratiekosten und die zu

komplexen Verwaltungsabläufe

hinter der Entscheidung der

Bundesregierung stecken.

ver.di wird sehr genau darauf

achten, dass die angekündigte

Löschung der bislang erhobe-

nen Daten auch tatsächlich er-

folgt. Die Bundesregierung muss

zu diesem Zwecke schnellst-

möglich ein Gesetz auf den Weg

bringen. Allerdings hat sie be-

reits mit der Nachricht über die

Beendigung von ELENA ein

neues Konzept für ein einfache-

res Meldeverfahren zur Sozial-

versicherung angekündigt. Auch

und gerade deshalb wird ver.di

wachsam sein, wenn dies vor-

gestellt wird – unter welch

„wohlklingelndem“ Namen

auch immer.

Kerstin Jerchel


